
Das Schiesswesen hat in der Schweiz
eine lange Tradition und ist eng ver-
bunden mit dem Milizsystem der Ar-
mee. Die mit einem Sturmgewehr aus-
gerüsteten Armeeangehörigen müssen
in regelmässigen Abständen das «Obli-
gatorische» schiessen. 
Nach Bundesrecht ist jede Gemeinde
verpflichtet, ihren Bürgern geeignete 

Schiessanlagen
zur Verfügung
zu stellen. Aus
diesem Grund
gibt es in der 

Schweiz rund 2 300 Schiessanlagen
unterschiedlichster Grösse.
Der Schiesssport ist nach wie vor be-
liebt. Das zeigt sich auf eindrückliche
Weise an den rund 3 300 lokalen Verei-
nen mit gut organisierten Dachverbän-
den, am Eidgenössischen Schützenfest
mit gegen 80’000 Schützinnen und
Schützen oder am jährlichen Feld-
schiessen mit rund einer Viertelmillion
Teilnehmenden.
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U 300-m-Schiessanlagen – noch 
sind nicht alle Anlagen saniert
Eigentlich müssten seit dem 1. April 2002 alle 300-m-
Schiessanlagen im Kanton Aargau den Lärmschutzvor-
schriften des Bundes entsprechen. Leider ist dies bei 
50 Prozent der Anlagen (noch) nicht der Fall. Sind die 
Anlagebesitzer jedoch nicht bereit, ihre Anlagen zu sanie-
ren, kann die jeweilige Standortgemeinde die Anlage
schliessen.
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onflikte 
vorprogrammiert

Die Siedlungsentwicklung der letzten
Jahrzehnte hat vielerorts dazu geführt,
dass rings um die längst bestehenden
Schiessanlagen neue Wohngebiete ent-
standen sind und zusätzlich Baugebiet
eingezont wurde. Der Konflikt zwi-
schen den Anwohnerinnen und An-
wohnern mit ihrem Wunsch nach Ruhe
einerseits und den Sportschützen ande-
rerseits war damit vorprogrammiert.
Die Beschränkung der Bautätigkeit aus
Gründen des Lärmschutzes wurde nur
im beschränkten Mass durchgesetzt –
der vorhandenen Siedlungsdruck war
zu gross.

lare 
Regelungen eingeführt

Mit Inkrafttreten der Umweltschutzge-
setzgebung wurde ein Instrument für
die objektive Beurteilung des Schiess-
lärms geschaffen. Heute ist klar gere-
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gelt, unter welchen Bedingungen neue
Bauzonen in schiesslärmbelasteten Ge-
bieten ausgeschieden, eingezonte Bau-
gebiete in schiesslärmbelasteten Berei-
chen erschlossen und bebaut sowie
neue Schiessanlagen geplant und reali-
siert werden dürfen.
In der Lärmschutz-Verordnung (LSV)
wird festgehalten, dass Sanierungen
und Schallschutzmassnahmen spätes-
tens 15 Jahre nach Inkrafttreten der

Kurzversion der Richtlinien 
für die Sanierung von 
300-m-Schiessanlagen

1. Betriebliche Massnahmen

� Kontaktaufnahme mit dem zustän-
digen Eidgenössischen Schiessof-
fizier, sofern nicht bereits gesche-
hen

� Betriebsoptimierung, d. h. Verzicht
auf Sonntagsschiessen, Verkürzung
der Schiesszeiten, Erhöhung der
Scheibenauslastung

Diese Massnahmen haben den Vorteil,
dass sie überall wirken, sich rasch um-
setzen lassen und nichts kosten.

2. Technische Massnahmen

� zum Beispiel der Einbau von Schall-
schutztunnels

Diese Massnahme hat eine hohe Wir-
kung, bringt jedoch nur im Bereich
des Mündungsknalls eine Verbesse-
rung. Es ist mit Kosten von 3 000 bis
4 000 Franken pro Läger (Scheibe) zu
rechnen.

3. Schliessungen 

� Schiessanlagen, die nicht mit ver-
nünftigem finanziellem und techni-
schem Aufwand saniert werden
können, sollen geschlossen werden.

Nur unter ganz bestimmten Umstän-
den sind Erleichterungen vorgesehen. 



LSV am 1. April 1987 durchgeführt
sein müssen. Diese Frist ist am 1. April
2002 abgelaufen. Eigentlich müssten
also heute alle Schiessanlagen im Kan-
ton Aargau unproblematisch oder sa-
niert sein. Dem ist jedoch nicht so.

ückblick
Im Kanton Aargau sind die Gemeinden
bzw. der Gemeinderat verantwortlich
für die Einhaltung der Belastungs-
grenzwerte für Schiessanlagen. Die
zuständige Abteilung für Umwelt im
Baudepartement ist als Aufsichts-
behörde berechtigt, Informationen von
den Gemeindebehörden einzuverlan-
gen. Sie stellt den Gemeinden zudem
Richtlinien für die Sanierung von
Schiessanlagen zur Verfügung, um den
korrekten Vollzug von Bundesrecht zu
garantieren.
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Im Jahr 2000 startete die Sektion Luft
und Lärm der Abteilung für Umwelt
eine Umfrage bei den Gemeinden, um
sich einen Überblick über den Zustand
der 300-m-Schiessanlagen bzw. den
Stand der Sanierungsarbeiten zu ver-
schaffen. Die erhaltenen Unterlagen
wurden grob ausgewertet und beurteilt. 
Leider bestätigte sich, was bereits ver-
mutet wurde: Mehr als 50 Prozent der
rund 180 Anlagen entsprechen den
Lärmschutz-Vorschriften immer noch
nicht.

mpfehlung 
des Kantons

Die Abteilung für Umwelt hat diesen
Befund den zuständigen Gemeinden
sowie der Regionalplanungsgruppe
(Repla) schriftlich mitgeteilt. Sofern
Handlungsbedarf bestand, wurden die
jeweiligen Gemeinden aufgefordert,
bei den Anlagebetreibern entspre-
chende Sanierungsvorschläge einzu-
fordern.
Die Abteilung für Umwelt will auf dem
ganzen Kantonsgebiet eine einheitli-
che Praxis bezüglich Sanierung von
300-m-Schiessanlagen durchsetzen. Sie
hat deshalb am 15. November 2000
Entscheidungsgrundlagen (Richtlinien)
für die Sanierung der Schiessanlagen
herausgegeben.

chiessanlagen, die 
nicht LSV-konform sind

Bei denjenigen 300-m-Schiessanlagen,
bei welchen noch Handlungsbedarf be-
steht, hat die Abteilung für Umwelt mit
den Standortgemeinden einzeln Kon-
takt aufgenommen. Diese Arbeiten
laufen noch. Die Situation und das wei-
tere Vorgehen werden am runden Tisch
besprochen.
Ausserordentliche Aufwendungen wie
Messungen und Beratungen, welche
auch ein Ingenieurbüro machen könn-
te, werden nach Aufwand verrechnet.
Über Fristverlängerungen oder befris-
tete Erleichterungen gemäss Artikel 14
der Lärmschutz-Verordnung muss je
nach Situation und einzelfallweise ent-
schieden und für die Durchführung der
obligatorischen Schiesspflicht (inkl.
Übungen, Feldschiessen, Schützen-
meisterkurse und dergleichen) in Be-
tracht gezogen werden.
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Der Gemeinderat erlässt eine be-
schwerdefähige Verfügung. Sie muss
den Sachverhalt bezüglich Lärmsitua-
tion, die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen sowie die bisherigen Aktivitäten
des Gemeinderates enthalten. Das Dis-
positiv hat mindestens eine Frist für die
Sanierung bzw. Stilllegung der Anlage
zu enthalten.
1. Betroffene Anwohner und Nutzer

der Anlage können den Entscheid
anfechten.

2. Sollte eine Gemeinde den vom Bun-
desrecht übertragenen Aufgaben
nicht nachkommen, behält sich die
Aufsichtsbehörde (BD) vor, gestützt
auf § 26 Abs. 1 VRPG, die Aufhe-
bung oder die Abänderung des
rechtswidrigen Gemeindeakts (Ver-
fügung) vorzunehmen.

Mündungsknall
und Geschossknall

Für die Ermittlung und die Beur-
teilung von Schiesslärm ist es
wichtig zu wissen, dass beim Ab-
feuern eines Schusses zwei Schall-
phänomene auftreten: 

� Der Mündungsknall, ein tieffre-
quentiger Waffenknall, entsteht
beim Austreten der Pulvergase
aus der Laufmündung.

� Der Geschossknall, ein hoch-
frequentiger Peitschenknall, tritt
nur dann auf, wenn sich ein Ge-
schoss mit Überschallgeschwin-
digkeit bewegt. 

Zu beachten gilt, dass Mündungs-
knall und Geschossknall unter-
schiedliche Ausbreitungsarten ha-
ben und vom Gelände entspre-
chend unterschiedlich beeinflusst
werden. Als Folge davon müssen
Sanierungsmassnahmen auf die je-
weiligen Schallphänomene und die
vorhandenen Geländeformen aus-
gerichtet werden.

Spottvers zum Schützenfest von 1891 in
Winterthur (aus einer Rede von Bun-
desrat Schmid):

«Ein Schütze hat zu jeder Zeit
sich eine Ausred gleich bereit.
Es schien die Sonne allzu grell –
es biss mich gleich im Trommelfell.
Zweimal versagt der Abzug mir,
es war gesunken das Visier.
Durch’s gleiche Loch zwei Kugeln flogen,
es hat der Rauch sich nicht verzogen.
Kurzum, ein schlechter Schütze ist,
wem nicht zur Hand `ne Ausred ist!»
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